Zur Strategie und Ideologie der Rechtfertigung imperialistischer Kriege seit dem Ende des Kalten Krieges
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Kriegsrechtfertigung heute - Schwierigkeiten und Möglichkeiten

Die Widersprüchlichkeit dieser Problematik ergibt sich einerseits daraus, daß die absolute Mehrheit der Menschen in den NATO-Staaten heute keinen Krieg will, Kriege als Mittel der Politik ablehnt, andererseits dieselbe Mehrheit aber bisher alle Aggressionskriege geduldet und mitgemacht hat, welche ihre Regierungen seit dem Ende des Kalten Krieges inszeniert haben. Selbst die Tatsache, daß die Regierenden ihre Kriege mit offenkundigen Lügen zu rechtfertigen versuchten, haben nicht zur Abwahl dieser Regierungen geführt. 
Wie z.B. die deutsche Bundesregierung damit umging, öffentlich der Lüge überführt zu werden, beschrieb K. Bednarz so: "Wenn wir dem Verteidigungsminister nachweisen, daß er die Öffentlichkeit konsequent belügt, ... ich ihn einen Lügner nenne - und dann weder ein Dementi noch eine Klage folgt, sondern so getan wird, als hätten wir nicht gesendet, dann ist das schon frustrierend." 1) 
Es muß also starke Faktoren geben, die dazu führen, daß Menschen, die Kriege eigentlich ablehnen, dennoch immer wieder dazu gebracht werden können, diese zumindest zu dulden.
Betrachten wir dazu den Funktionsmechanismus der Kriegsrechtfertigung einmal etwas näher. Ob und inwieweit erwachsene Menschen eine von den politischen Machthabern propagierte Kriegsrechtfertigung akzeptieren, hängt erstens von ihren politischen Grundüberzeugungen und zweitens von den jeweils aktuell propagierten Kriegsgründen ab. Politische Grundüberzeugungen betreffen grundsätzliche Einstellungen des politischen Verhaltens. Diese Einstellungen bestehen in prinzipiellen Antworten vor allem auf die Fragen, wofür jemand politisch eintritt (Selbstbild, Mission), mit wem zusammen (Freundbild) und gegen wen bzw. wogegen man politisch agiert (Feindbild). Die Entwicklung dieser Einstellungen ist ein wesentlicher Bestandteil des Erwachsenwerdens. Einmal herausgebildet, besitzen sie sehr große Stabilität und Widerstandskraft. 
Eine Veränderung politischer Grundüberzeugungen erwachsener Menschen tritt nur ein, wenn sie durch persönlich als katastrophal empfundene politische Erfahrungen in Frage gestellt worden sind. Solange das nicht der Fall ist, entwickeln diese Grundüberzeugungen eine enorme Filter- und Blockadewirkung gegen alternative Ansichten.
G. Gaus hat am Beispiel des in der alten Bundesrepublik Deutschland von der Mehrheit der Gesellschaft tief verinnerlichten totalitären Antikommunismus seine Wirkung auf darin befangene Menschen so charakterisiert: "Wie will er den totalitären Antikommunismus überwinden: Eine fugenlose, abgekapselte, keine Relationen akzeptierende Weltanschauung, die die deutsche Art des gegenwärtigen weltweiten Fundamentalismus ist. Gegen eine solche Geisteshaltung ist kein Kraut gewachsen; sie ist von jeglicher Aufklärung gänzlich unberührt. Sie braucht für ihr Andauern so wenig Kommunisten, wie der Antisemitismus Juden braucht."2) 
Menschen, deren Denken und Fühlen durch diesen totalitären Antikommunismus bestimmt ist, sind außerstande, selbst eindeutige historische Tatbestände anzuerkennen. So z.B. auch der SPD-Bundestagsabgeordnete H. Niggemeier, als er in der Tageszeitung Die Welt vom 22.01.1996 schrieb, der Bundespräsident habe den 27. Januar zum Tag für die Opfer der NS-Gewaltherrschaft gewählt, "weil an diesem Wintertag 1945 amerikanische Soldaten die noch lebenden KZ-Insassen in Auschwitz befreit haben."3)   Und das ist durchaus kein Einzelfall. Als z. B. der damalige Botschafter Israels in Deutschland A. Primor 1997 auf einer Veranstaltung der Konrad-Adenauer-Stiftung zum Thema Die Generation nach Auschwitz in Israel sprach, verwies der Leiter der Veranstaltung ebenfalls auf den 27. Januar als den "Tag der Befreiung der Überlebenden des Konzentrationslagers Auschwitz durch amerikanische Soldaten." Das veranlaßte A. Primor, ihn dahingehend zu korrigieren, "daß tatsächlich die sowjetische Armee Auschwitz befreit hatte."4) 
Angesichts der Ablehnung des Krieges durch die Mehrheit der Menschen in den NATO-Staaten suchen deren Regierungen Kriege in der Geschichte mehr als je zuvor damit zu rechtfertigen, daß sie den jeweils geplanten Krieg als angeblich einzig noch verbleibenden Weg zur Abwendung schlimmster Gefahren darstellen. 
Für die Interpretation des Krieges als Bedrohungsabwehr kommt dem Feindbild entscheidende Bedeutung zu. Dabei ist in den USA und der NATO an die Stelle des seit dem Ende des Kalten Krieges verblaßten Feindbildes Kommunismus/Sowjetunion das dank seiner manipulierbaren Definitionsmuster außerordentlich wirksam zu machende Feindbild Terrorismus getreten.5)
Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Kriegsrechtfertigung in den USA und in anderen NATO-Staaten

Trotz aller Meinungsverschiedenheiten, die in jüngster Zeit zwischen den USA und einigen NATO-Staaten deutlich gewordenen sind, besteht nach wie vor ein grundlegender globalstrategischer Konsens. Dieser Konsens ist auch die Geschäftsgrundlage der G-7 (G-8), der Welthandelsorganisation (WTO), des Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Weltbank (WB). Obwohl in all diesen Gremien der USA-Imperialismus eindeutig dominiert, handelt es sich durchaus um einen kollektiven Imperialismus. Der Kern seines globalstrategischen Konsenses besteht darin, die gegen die Mehrheit der Menschheit gerichtete kapitalistische Globalisierung mit allen Mitteln so weiter zu betreiben, daß auch in Zukunft 20 Prozent der Weltbevölkerung 80 Prozent der Weltressourcen nutzen können, so daß für 80 Prozent der Weltbevölkerung auch weiterhin nur der Rest bleibt.
Von dieser, allen kapitalistisch-imperialistischen Staaten gemeinsamen globalstrategischen Zielsetzung ausgehend, gibt es dann auch für die von den USA inszenierten Kriege keinen Dissens zwischen diesen Ländern mehr, sondern grundsätzlichen Konsens. Wobei die Mitwirkung an solchen Kriegen sehr unterschiedlich sein kann. So mußte die BRD, wie Helmut Kohl in einem Interview erklärte, für die Kriegführung der USA gegen den Irak im Golfkrieg II "an die zwanzig Mia. Mark aufbringen, weil keine deutschen Soldaten am Golfkrieg teilnahmen."6)
M. Stürmer forderte am 22.09.2002 im ARD-Presseclub ganz unverblümt Zustimmung zu diesem imperialistischen globalstrategischen Grundkonsens mit den Worten: "Wir konsumieren das Öl, für das Amerika notfalls Kriege führt." Grundsätzlich läßt sich dieser kollektive Imperialismus in seiner Bereitschaft zur Kriegführung von einer Weltsicht leiten, die W. Schäuble so formuliert hat: "Die Möglichkeit, mit militärischen Mitteln politische Ziele zu erreichen, bergen sehr viel begrenztere Risiken als vor zehn Jahren."7) 
Zugleich gibt es zwischen den USA und den anderen imperialistischen Staaten, die sowohl ihre Vasallen als auch ihre Konkurrenten sind, einen globalstrategischen Dissens. Er betrifft vor allem die Gestaltung der Neuen Weltordnung. Während die USA gegen und ohne die UNO eine Weltordnung unter ihrer uneingeschränkten Hegemonie anstreben, in der die UNO nur noch die Funktion einer Hilfsorganisation innerhalb der Pax Americana hat, strengen vor allem Deutschland, Frankreich, Rußland und China eine Neuordnung der Welt, bzw. einzelner Regionen, im Rahmen der UNO an. 
Für den auch an mehreren US-amerikanischen Universitäten lehrenden Politologen M. Minkenberg steht die UNO im Zentrum des Feindbildes, das heute dem Unilateralismus der USA-Außenpolitik zugrunde liegt: "Standen in den achtziger Jahren noch der Kampf gegen den Kommunismus im Vordergrund und die Vereinten Nationen an zweiter Stelle, so rückten diese nach 1989 an die erste Stelle. Sie sind für die Christliche Rechte Ausdruck einer die USA zutiefst bedrohenden Weltordnung."8)   Es entsprach genau dieser Einstellung, als der Berater des Pentagon R. Perle anläßlich des ohne UN-Mandat begonnenen Krieges der USA gegen den Irak in einem Kommentar für die britische Zeitung The Guardian das Ende der UNO mit den Worten feierte: "Thank God for the death of the UN."9)
Für R. Kagan resultiert die unterschiedliche Bereitschaft der USA und ihrer europäischen Vasallen zu Angriffskriegen ganz einfach "aus der unterschiedlichen Machtverteilung. Die militärische Stärke der Vereinigten Staaten hat in den USA die Neigung wachsen lassen, diese Stärke auch auszuspielen. Europas militärische Schwäche dagegen hat zu einer verständlichen Abneigung gegen die Ausübung militärischer Macht geführt. Ja, sie hat bei den Europäern das Interesse wachsen lassen, in einer Welt zu leben, in der Stärke keine Rolle spielt, in der internationales Recht und internationale Institutionen die entscheidenden Elemente sind, in der ein unilaterales Vorgehen seitens mächtiger Staaten verboten ist, in der alle Nationen, ungeachtet ihrer Stärke gleiche Rechte haben und durch internationale Abmachungen gleichermaßen geschützt sind."10)   Ähnlich sieht es J. Joffe, wenn er lapidar feststellt: "Die Amerikaner stützen sich auf die Macht, der das Recht fehlt, die Europäer auf das Recht, dem die Macht fehlt."11)
Aber es gibt auch Europäer, die offen dafür votieren, das Völkerrecht durch das Faustrecht zu ersetzen. Zu ihnen gehört R. Cooper, Berater Tony Blairs und inzwischen Generaldirektor für Außenbeziehungen in der Europäischen Kommission in Brüssel. Er plädiert dafür, sich in der Außenpolitik "an den Gedanken der Doppelmoral zu gewöhnen". Untereinander mögen die Europäer "auf der Basis von Gesetzen und offener kooperativer Sicherheit" agieren. Doch im Umgang mit der außereuropäischen Welt "müssen wir auf die rauheren Methoden früherer Epochen zurückgreifen - Gewalt, Präventivschlag, Täuschung und was sonst noch notwendig sein mag."12)   Nicht weniger aufschlußreich ist, wie der EU-Chefdiplomat J. Solana die Absicht der EU definiert, künftig auch selbständig Krieg zu führen: Zwar "waren wir noch kein militärischer Akteur. Der aber müssen wir werden, wenn wir unsere Werte verteidigen wollen. Damit machen wir uns im übrigen nicht automatisch zum Konkurrenten der USA."13)
Philosophische Positionen zur Kriegsrechtfertigung

Auch in den philosophischen Positionen, von denen aus seit dem Ende des Kalten Krieges neue imperialistische Kriege gerechtfertigt und begründet werden, gibt es zwischen den Kriegsideologen der USA und Europas deutliche Unterschiede. US-amerikanische Ideologen suchen Kriege überwiegend religiös-fundamentalistisch und manichäisch - als Kreuzzugs-Mission der USA - zu rechtfertigen, wobei Faustrecht über Völkerrecht gestellt wird. Häufig wird dazu auf T. Hobbes verwiesen und die Welt als Krieg aller gegen alle interpretiert. Eine andere philosophische Wurzel heutiger US-amerikanischer Kriegsapologetik ist der Sozialdarwinismus.14)   Bei europäischen Kriegsideologen dominieren hingegen Bestrebungen, Kriege legalistisch und humanistisch, durch neue Interpretationen des geltenden Völkerrechts zu rechtfertigen. Dabei gibt es immer wieder auch Versuche von europäischen Kriegsideologen, die imperialistischen Kriege der USA z.B. dadurch zu rechtfertigen, daß der USA-Imperialismus zum demokratischen Imperialismus verklärt wird. So argumentiert T. Schmid anläßlich des Überfalls der USA auf den Irak: "Die Antikriegsbewegung liegt mit ihrem Instinkt nicht falsch: Die amerikanische Regierung hat die Welt tatsächlich getäuscht. Sie hat in der Irak-Krise nicht ernsthaft auf die Vereinten Nationen, also auf Verhandeln und Eindämmen, gesetzt. Der Irakkrieg ist nicht defensiv, sondern offensiv, er ist ein imperialistischer Krieg. ... Das alte Europa kann, still und ein bißchen feige, im Windschatten Amerikas segeln - kann aber auch recht behalten, dem Prinzip der Nichteinmischung zu einem späten Triumph verhelfen und gut Freund derer werden, die dieses Prinzip für ihre trüben Geschäfte brauchen. Amerikas Erfolg wäre besser als Europas Erfolg." Und T. Schmid schließt mit dem Satz: "Wem das imperiale Motiv vollkommen fremd ist, der ist kein verläßlicher Freund des Friedens."15)
Die allgemeine philosophische und soziologische Rechtfertigung des Krieges wird vor allem aus drei Positionen abgeleitet: Erstens aus einer bellizistischen Wesensbestimmung des Menschen, zweitens aus einer Apologetik der Pax Americana und drittens aus der Behauptung einer schicksalhaften Unvermeidbarkeit neuer Ressourcen- und Kolonialkriege. 
Der israelische Militärhistoriker M. v. Creveld beginnt seine Kriegsapologetik - gewiß nicht zufällig so ähnlich wie J. Keegan16)  - mit einem Frontalangriff auf die Wesensbestimmung des Krieges durch Clausewitz: "Wenn irgendein Teil unseres geistigen Gepäcks es verdient, über Bord geworfen zu werden, dann ist es gewiß nicht das historische Material, sondern die Clausewitzsche Definition des Krieges, die uns hindert, mit ihm zurechtzukommen."17)   Statt dessen sieht M. v. Creveld im Krieg vor allem einen Existenzkampf und in dem verliere das "eigentliche Wesen der Politik, zu dem nun einmal nüchterne Kosten-Nutzen-Rechnungen gehören, ... seine Gültigkeit." Für M. v. Creveld besteht "die einzigartige Natur des Krieges" darin, "daß er von Beginn an und bis heute die einzige schöpferische Tätigkeit ist, welche den unbegrenzten Einsatz aller menschlichen Fähigkeiten gegen einen ebenbürtigen Gegner erlaubt und verlangt." Mehr noch: "Was den Umgang mit der Gefahr so ausgesprochen genußreich macht, ist das einzigartige Gefühl der Freiheit, welches dabei entstehen kann. .... Unter den menschlichen Erfahrungsmöglichkeiten kommt dem einzig der Geschlechtsakt nahe. ... Der Krieg bringt die Wesenszüge des Menschen, die besten wie die schlimmsten, zur vollen Blüte." 
Ähnlich argumentiert C. Stephan in ihrem Buch Das Handwerk des Krieges. Auch sie wendet sich gegen die wissenschaftliche Wesensbestimmung des Krieges als Mittel der Politik, wenn sie behauptet: "Krieg macht sich selbständig. Er ist kein Instrument."18)   Auf die Frage, ob Krieg geächtet werden muß, antwortet sie: "Besser nicht. Die Ächtung des Krieges sorgt höchstens dafür, daß er sich um so regelloser entwickelt." Ähnlich wie M. v. Creveld betont sie: "Krieg mobilisiert nicht nur die Bestie, sondern auch das Beste im Mann." Und weiter: "Krieg gehört, wie die Religion, zu den menschlichen Universalien." Aus alledem leitet sie dann für die aktuelle Politik des BRD-Imperialismus ab, "daß es moralisch gute Gründe für ein Aufmarschieren deutscher Soldaten geben kann."19) 
F. Fukuyama beruft sich in seiner Kriegsapologetik auf eine einseitige Interpretation Hegels, wenn er schreibt: "Ohne den Krieg und die Opfer, die er verlangt, wird der Mensch, laut Hegel, verweichlicht und egozentrisch; die Gesellschaft versinkt in eigensüchtigem Hedonismus, und die Gemeinschaft wird letztlich zerfallen. ... Eine liberale Demokratie, die alle zwanzig Jahre einen kurzen, entschlossenen Krieg zur Verteidigung ihrer Freiheit und Unabhängigkeit führen könnte, wäre bei weitem gesünder und zufriedener als eine Demokratie, die in dauerhaftem Frieden lebt."20)   Nach F. Fukuyama müßte sich eine künftige Weltorganisation "mehr an der NATO orientieren als an der UNO". Begründung: "Ein solcher Bund wäre vermutlich viel eher zu einer militärischen Aktion fähig."21)
Seit dem Golfkrieg II wird die Rechtfertigung imperialistischer Kriege für eine Neue Weltordnung immer öfter als Apologetik einer Pax Americana artikuliert. In diesem Sinne erklärte K. R. Popper 1992 in einem Interview: "Unser erstes Ziel heute muß der Friede sein. Der ist schwer zu erreichen in einer Welt wie der unseren, wo Leute wie Saddam Hussein und ähnliche Diktatoren existieren. Wir dürfen hier nicht davor zurückschrecken, für den Frieden Krieg zu führen. Das ist unter den gegenwärtigen Umständen unvermeidbar. Es ist traurig, aber wir müssen es tun, wenn wir unsere Welt retten wollen. ... Im überholten Sinne pazifistisch vorzugehen wäre Unsinn. Wir müssen für den Frieden Krieg führen. ... Wir sollten uns bemühen, in dieser Pax Americana so aktiv mitzuarbeiten, daß es eine Pax civilitatis wird."22) 
Ähnlich plädierte auch J. Habermas für eine Pax Americana, als er anläßlich des Golfkrieges II schrieb: "Das stärkste Argument für die Möglichkeit eines Waffeneinsatzes am Golf besteht darin, daß die USA und deren Verbündete nach Beendigung des kalten Krieges die Chance haben, stellvertretend und vorübergehend die neutrale Rolle einer heute noch fehlenden Polizeistreitmacht der UNO zu übernehmen. Unter dieser ... Prämisse könnte ein Einsatz am Golf den ersten Schritt zu einer effektiven weltbürgerlichen Ordnung markieren."23) 
Bereits seit längerem wird auch in der BRD die ideologische Rechtfertigung künftiger Kriege als Ressourcenkriege entwickelt.24)   Hier sei vor allem auf H. Gruhl verwiesen, der bereits 1975 geschrieben hatte: "Die Kriege der Vergangenheit wurden nur um den größeren oder besseren Anteil geführt. Die Kriege der Zukunft werden um die Teilhabe an der Lebensgrundlage überhaupt geführt werden, das heißt um die Ernährungsgrundlage und um die immer wertvoller werdenden Bodenschätze. Sie werden darum an Furchtbarkeit unter Umständen alles bisher Dagewesene in den Schatten stellen."25) 
Oberstleutnant i.G. R. Herden, Bereichsleiter der Bundeswehr für Analyse und Risikoprognose, übernahm 1996 R. Gruhls Argumentation nahezu wörtlich, als er schrieb: "Die großen Kriege des 20. Jahrhunderts fanden zwischen wohlhabenden Staaten statt. Im nächsten Jahrhundert werden die jetzt in Frieden miteinander lebenden wohlhabenden Staaten gegen die Völker der armen Staaten und Regionen ihren Wohlstand verteidigen müssen."26)   Über diese Kriege entwickelte R. Herden dann recht präzise Vorstellungen: "Das 21. Jahrhundert wird die Ära eines neuen Kolonialismus sein. Regionale politische, militärische und wirtschaftliche Hegemonie tritt an die Stelle von großen Okkupationsstreitkräften, Kolonisation und teuren Verwaltungen. Dem Wettbewerb nicht gewachsene Regionen werden untergehen. Die Kolonien der Zukunft werden vor allem Ressourcenlieferanten und Absatzmärkte für die Kolonialmächte sein. ... Große konventionelle Kriege können vor allem durch Streitigkeiten um Ressourcen und interkulturelle Konflikte ausgelöst werden - oder durch beides (z.B. im Großraum Persischer Golf/Kaspisches Meer)."27)
Manipulationen des Völkerrechts

Politiker und Ideologen des Imperialismus unternehmen seit dem Ende des Kalten Krieges große Anstrengungen, um ihre Angriffskriege durch das Völkerrecht gedeckt erscheinen zu lassen. Sie bedienen sich dazu einer raffinierten Begriffswahl, trotz des eindeutig fixierten Verbots der Androhung und Anwendung militärischer Gewalt in den zwischenstaatlichen Beziehungen in der UNO-Charta. Dieses Anliegen formulierte V. Hösle in seinem voluminösen Werk über die Grundlagen einer politischen Ethik für das 21. Jahrhundert so: "Kaum eine Frage ist in einer moralischen Theorie der Außenpolitik wichtiger als die folgende: Wann ist ein Krieg gerecht, oder, da der Krieg stets ein Übel ist, wenn auch manchmal ein geringeres, als seine Unterlassung es wäre, wann ist er wenigstens gerechtfertigt?"28)
In diesem Sinne bezog H. Neuhold, Vorstand des Institutes für Völkerrecht und internationale Beziehungen an der Universität Wien, folgende Position zum Angriffskrieg der NATO gegen Jugoslawien: "Daß dem Gewaltverbot gegenüber der Durchsetzung der Menschenrechte der Vorrang zukommt, hat angesichts der modernen Waffentechnik auch seinen guten politischen Grund. ... Bedenken sind auch wegen der rechtlichen Präzedenzwirkung der Gewaltanwendung durch die NATO gegen Jugoslawien angebracht, falls darin ein rechtmäßiges Verhalten gesehen wird ... Der Autor dieses Beitrages teilt das Unbehagen jener, die meinen, die Staatengemeinschaft dürfe systematischen, ethnischen Säuberungen nicht untätig zusehen. Er hält daher die aus seiner Sicht völkerrechtswidrigen Luftangriffe der NATO gegen Jugoslawien grundsätzlich für politisch und auch moralisch vertretbar."29)   Ein Völkerrechtler erklärt also einen von ihm als völkerrechtwidrig eingeschätzten Krieg grundsätzlich für politisch und moralisch vertretbar. 
Ganz nach diesem Argumentationsmuster verfuhr der Vorsitzende der deutschen katholischen Bischofskonferenz K. Lehmann am Ostersonntag 1999 im Interview der Woche des Deutschlandfunk, in dem er erklärte, der NATO-Krieg gegen Jugoslawien sei "kein Angriffskrieg, sondern ein Verteidigungskrieg für Menschenrechte." Auf die Frage des Interviewers, ob das bedeute, daß nunmehr Menschenrechte vor Völkerrecht gelten, antwortete K. Lehmann: "Das ist eine sehr dialektische Struktur. ... Auf der einen Seite wird man sagen müssen, im Blick auf die Vereinbarungen und Abmachungen, die es international gibt, gilt, daß ohne UNO-Mandat es völkerrechtlich nicht gedeckt ist, was geschieht. Es ist ein Verstoß gegen das Völkerrecht - aber im Interesse der Menschenrechte! Und deswegen denke ich mir, daß es - wenigstens nach vorn gedacht, auf Zukunft hin - eigentlich ein Beitrag zum Völkerrecht ist, daß das Völkerrecht nämlich verbindlicher wird." 
"Auf die Spitze getrieben wird die semantische Verwirrung", wie der Philosoph R. Spaemann treffend feststellt, von jenen Kriegsapologeten, denen es am liebsten wäre, "man nähme das Wort ‚Krieg‘ gar nicht in den Mund."30) So verfuhr Bundeskanzler Gerhard Schröder am 24.03.1999 in seiner Fernseherklärung zum Beginn des NATO-Krieges gegen Jugoslawien, in der er erklärte: "Heute Abend hat die NATO mit Luftschlägen gegen militärische Ziele in Jugoslawien begonnen. ... Wir führen keinen Krieg. Aber wir sind aufgerufen, eine friedliche Lösung im Kosovo auch mit militärischen Mitteln durchzusetzen."31)
Wer Krieg führt und dafür den Begriff Krieg vermeidet, ist unehrlich. Nach R. Spaemann "müßten diejenigen, die den Krieg rechtfertigen, wenn sie ehrlich sein und den Sinn der Worte nicht verdrehen wollen, etwa so sagen: ‚Die völkerrechtliche Diskriminierung des Angriffskrieges war ein realitätsferner Irrtum, den jeder Staat auf eigene Verantwortung korrigieren darf. Nach wie vor gibt es gerechte Angriffskriege, also Kriege, die durch eine gerechte Sache gerechtfertigt sind.‘ "32)   Wenn diese gerechte Sache aber darin bestehe, Westliche Werte in Jugoslawien zu verteidigen, dann kann das "nur heißen, unsere Lebensart dieser Nation aufnötigen zu wollen im Blick auf eine von uns für sie anvisierte Mitgliedschaft in der Europäischen Union. In diesem Fall handelt es sich um den klassischen Fall eines imperialistischen Krieges."33) 
Bereits im Vorfeld ihres Aggressionskrieges gegen den Irak verkündete die USA-Regierung mit der heute meist Bush-Doktrin genannten Nationalen Sicherheitsstrategie der Vereinigten Staaten von Amerika vom 20.09.2002 ein strategisches Konzept, das die bis dahin gültige Doktrin von 1999 um präventive militärische Angriffe auf Staaten bei lediglich vermuteter oder gar künftig einmal möglicher Sicherheitsgefährdung für die USA androhte. 2003 trieb die Bush-Regierung diese Entwicklung weiter voran und führte ihren ersten Präventivkrieg gegen den Irak. Sie setzte damit nach Ch. Johnson "jener internationalen Ordnung ein Ende, die seit der Überwindung des Kalten Krieges bestanden hatte und deren Ursprünge zurückreichen bis zu den Souveränitätsrechten des 17. Jahrhunderts, die das Prinzip der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten und das Verbot des Angriffskrieges festschrieben."34)
In Deutschland begrüßte Edmund Stoiber auf der Sommertagung 2003 des Clubs der Evangelischen Akademie Tutzing ausdrücklich die in der neuen USA-Strategie enthaltene Option zu präventivem Handeln und forderte, präventives militärisches Handeln durch Erweiterung des in Artikel 51 der UN-Charta festgelegten Rechts auf Selbstverteidigung zu legalisieren.35)   Der Brandenburger Innenminister J. Schönbohm votierte in einem Spiegel-Interview ebenfalls für Präventivkriege. Als er daraufhin gefragt wurde: "Sie glauben an den ‚gerechten Krieg‘?", lautete seine die juristischen Begriffe offenkundig in voller Absicht verwirrende Antwort: "Nein, aber wenn es sich um Notwehr handelt, ist ein Präventivschlag gerechtfertigt."36)
Ein Feindbild, das dem Feind abspricht, ein Mensch zu sein

Um eine Bevölkerung, die mehrheitlich keinen Krieg will, dennoch dazu zu bringen, einen Krieg zumindest soweit zu dulden, daß die Regierung ihn beginnen und führen kann, muß davon überzeugt werden, daß dieser Krieg die einzige Chance ist, existentielle Bedrohungen und Gefahren abzuwenden. Dafür wird der Feind immer wieder so schlimm gezeichnet, daß er im Denken und Fühlen der dieses Feindbild annehmenden Menschen als jemand erscheint, der gar kein richtiger Mensch ist und gegen den man also ohne Skrupel auch einen Angriffskrieg führen kann. Der namhafte US-amerikanische Außenpolitiker J. W. Fulbright hat die Wirkung einer solchen Feindbild-Manipulation so beschrieben: "Unsere Fähigkeit zur Humanität scheint unmittelbar davon abzuhängen, ob wir andere als Individuen mit menschlichen Motiven und Gefühlen wahrnehmen, während die Neigung des Menschen zum Barbarentum mit einem abstrakten Feindbild vor Augen zuzunehmen scheint. Das ist die einzige Erklärung, die mir einleuchtet für die Tatsache, daß brave und anständige Amerikaner, die ihren Nachbarn bei Krankheit oder Unglück beistehen würden, den Russen die Zugehörigkeit zur Menschheit absprechen, die Zahl pro Woche getöteter Vietkong feiern oder - in den Tagen vor der Annäherung - von den Chinesen nicht als Menschen, sondern als Horden von blauen Ameisen sprechen konnten. Wir hegten nicht eigentlich grausame Absichten gegenüber denen, die unsere Überzeugungen nicht teilen, sondern wir können sie vielmehr gar nicht als richtige Menschen betrachten."37) 
Es gibt seit längerem verschiedene Grundmuster zur Manipulation eines solchen, den Feind entmenschlichenden Bildes, von denen das der Personifizierung nach wie vor besondere Bedeutung zukommt. Wie langfristig das personifizierte Feindbild zur Rechtfertigung der gegen Jugoslawien und den Irak geplanten imperialistischen Kriege aufgebaut worden ist, macht die Tatsache deutlich, daß das US-amerikanische Nachrichtenmagazin Time bereits im September 1996 einen Artikel unter der Überschrift Leben mit Läusen publizierte, in dem zwei tote und drei noch lebende Politiker mit Fotos abgebildet und als Läuse - und damit Nichtmenschen - bezeichnet wurden. Bei den Toten handelte es sich um Hitler und Duvalier, bei den noch lebenden Politikern um Milosovic, Saddam Hussein und Gadaffi.38)   Politiker werden zu Läusen bzw. Schurken erklärt, um ihre Staaten als Schurkenstaaten angreifen zu können. 
Wie sehr der so als Unmensch personifizierte Feind faktisch zur entscheidenden Rechtfertigung des völkerrechtwidrigen Angriffskrieges gegen Jugoslawien gemacht wurde, demonstrierte BRD-Außenminister J. Fischer mit der Erklärung: "Das Problem Milosevic läßt sich beim besten Willen nicht krisenpräventiv lösen. Deswegen bedurfte es ja des Kosovokrieges und der Intervention in Bosnien."39)   General K. Naumann versuchte gar mit Hinweis auf dieses Feindbild Milosevic die eklatante Verletzung des humanitären Kriegsvölkerrechts durch die NATO-Luftstreitkräfte mit der Argumentation zu rechtfertigen: "Wenn man militärische Mittel zur Durchsetzung eines politischen Ziels anwendet, dann muß man sich fragen: Wo treffe ich den Gegner am empfindlichsten? Und was hätte Milosevic denn getroffen? Doch nicht die Zerstörung von Bodentruppen. Einem kommunistischen Diktator ist es egal, wieviel Menschen sterben. Was ihn trifft, ist der Verlust jener Mittel, die seine Macht stützen. Das ist die Polizei, das ist die Beherrschung der Medien und das sind die Industriebarone, die ihn mit seinem Geld unterstützen, und natürlich dann auch deren Anlagen. Als wir diese Ziele mit phantastischer Präzision zerstört haben, da fing der Prozeß des Einlenkens an. ... Wir haben eine ungemein intensive Bombardierung durchgeführt, dabei 38.000 Einsätze geflogen und ungefähr 20,2 Mio. amerikanische Pfund Munition über Jugoslawien abgeworfen."40) 
Ihren Angriff auf Afghanistan haben die USA als ersten Krieg gegen den Terrorismus ausgegeben und bekanntlich mit der stereotyp wiederholten Behauptung gerechtfertigt, Osama Bin Laden habe die Terror-Anschläge vom 11. September 2001 von Afghanistan aus inszeniert. Zur Rolle des Terrorismus und zur Personifizierung Bin Ladens in der Kriegspropaganda der USA machte der namhafte US-amerikanische Militär und heutige außenpolitische Berater der Bush-Administration B. Scowcroft aufschlußreiche Angaben. Auf die Frage, ob es sinnvoll sei, "vom ‚Krieg‘ gegen den Terrorismus zu sprechen", antwortete er: "Ja und nein. Sinnvoll, weil Krieg der Mobilisierung dient. ... In den ersten Tagen war die Rede vom Krieg vor allem ein Weckruf. Die Wortwahl hat ihren Zweck erfüllt. Andererseits ist Krieg ein etwas irreführender Begriff, was die Natur des Konflikts angeht. ... Nichtmilitärische Maßnahmen sind effizienter als jedes Kriegsszenario. Aber es gibt natürlich in Amerika das Bedürfnis nach einem Militärschlag als Antwort auf die schrecklichen Angriffe. Diese Erwartung muß irgendwie erfüllt werden." Auf die Frage, ob Bin Laden als zentrale Figur des Terrorismus nicht überschätzt werde, antwortete B. Scowcroft: "Vermutlich. In Wahrheit wissen wir nicht besonders viel über ihn. ... Er ist zu einem nützlichen Symbol geworden. Wer von Bin Laden spricht, meint ihn stellvertretend für terroristische, haßgetriebene Kräfte."41) 
Um eine Bevölkerung, die durch derartige Feindbilder langfristig auf einen Krieg eingestimmt worden ist, endgültig kriegsreif zu machen, pflegen imperialistische Politiker als unmittelbaren Anlaß zur militärischen Aggression eine spezifische Lügenkampagne zu inszenieren. Um für den ersten Krieg gegen den Irak die letzten Bedenken im USA-Kongreß und im UN-Sicherheitsrat zu beseitigen, wurde durch die USA-Regierung vor beiden Gremien die Lüge vom irakischen Babymord in Kuwait inszeniert.42) 
Damit der zweite Krieg gegen den Irak gerechtfertigt werden konnte, verbreiteten die USA und Großbritannien - unter bewußter Mißachtung der Expertenerkenntnisse43)  - die Lüge, daß der Irak über den Weltfrieden gefährdende Massenvernichtungsmittel verfüge und schließlich sogar, daß er innerhalb von 45 Minuten in der Lage sei, diese gegen die USA einzusetzen. Am 05.02.2003 hatte der US-Außenminister diese Lüge sogar vor dem UN-Sicherheitsrat vertreten, um von diesem - wenn auch letztlich erfolglos - die Legalisierung des Angriffs zu erreichen. Als er kürzlich gefragt wurde, welche Behauptungen er inzwischen bedauere, erklärte er mit kaum noch zu überbietendem Zynismus Keine - und begründete das so: "Das Material war das beste, was unsere Geheimdienste zu bieten hatten. ... Es war meiner Meinung nach gut genug, um eine politische Entscheidung treffen zu können."44) 
Kritiker der Kriegsrechtfertigung

Grundsätzlich muß betont werden, daß die seit dem Ende des Kalten Krieges immer hemmungsloser werdenden Versuche der USA und ihrer Verbündeten zur Rechtfertigung stets neuer Angriffskriege weltweit - aber auch in den USA selbst - auf wachsende Kritik stoßen. Ohne diese Kritik wären die weltweiten Demonstrationen gegen den Irakkrieg am 15.02.2003 nicht möglich gewesen. Gerade in der Frage Krieg oder Frieden ist die USA-Gesellschaft gespaltener denn je, seitdem der Kriegskurs der Bush-Administration auch in den USA selbst von einflußreichen Persönlichkeiten einer prinzipiellen Kritik unterzogen wird. Neben die wissenschaftliche Kritik eines N. Chomsky ist die nicht weniger prinzipielle und zugleich unterhaltende Kritik eines M. Moore getreten, der mit seinem Buch Stupid White Man allein in den USA bisher eine Auflage von 4 Mio. und in Deutschland von 1,3 Mio. erreichte. 
Die Motive dieser Kritiker sind sehr unterschiedlich. Dennoch sind ihre Aussagen eindeutig. So, wenn S. P. Huntington im Frühjahr 1999 schrieb: "Während die Vereinigten Staaten regelmäßig mehrere Länder als ‚Schurkenstaaten‘ brandmarken, werden sie selbst in den Augen vieler Länder zur Schurken-Weltmacht."45)   B. R. Barber, vormals innenpolitischer Berater der Clinton-Administration, schätzt in einem Buch, welches er als "Ausdruck eines politischen Bekenntnisses zu Völkerrecht und globaler Demokratie" verstanden wissen möchte, ein: "Mit der Art und Weise, wie die USA der terroristischen Herausforderung begegnet sind - ob mit ihren kriegerischen Aktionen oder mit ihrer Erhöhung der inneren Sicherheit -, haben sie genau jene Angst heraufbeschworen, welche die wirksamste Waffe des Terrorismus ist. Ihre politischen Führer legen eine rücksichtslose Militanz an den Tag, in dem offenbaren Bestreben, ein amerikanisches Imperium der Angst zu errichten, furchterregender als alles, was Terroristen sich ausdenken können."46)   Ergebnis: "Die Angst des Imperiums erzeugt ein Imperium der Angst, das weder Freiheit noch Sicherheit fördert."47)
C. Johnson, der betont, daß ihm die Kritik an seinem Land schwer fällt, hinterfragt die Rechtfertigung der jüngsten Kriege der USA und kommt zu der Einschätzung: "Seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion 1991 führten die Vereinigten Staaten mehrere Kriege, deren Rechtfertigung auf Irreführung der Bürger beruhte oder zumindest wenig überzeugend war. Gleichzeitig sind die USA in steigendem Maße bereit, Kriege außerhalb des Rahmens des Internationalen Rechts und auch gegen eine weltweite Opposition zu führen. Die Kriege der USA von 1991 bis 2003 waren de facto imperialistische Kriege, geführt unter dem Vorwand der humanitären Intervention, der Befreiung von Frauen aus der Knechtschaft, der vorgeblichen Bedrohung durch Massenvernichtungswaffen oder welches aktuelle Schlagwort den Sprechern des Weißen Hauses und des Pentagons gerade passend oder opportun erscheinen mochte."48) C. Johnsons Fazit: "Die Vereinigten Staaten sind nicht das, was sie zu sein vorgeben, sie sind in Wahrheit ein militaristischer Moloch, der sich die Welt unterwerfen will."49)
Schließlich soll nicht unerwähnt bleiben, daß inzwischen selbst der frühere USA-Präsident Jimmy Carter zu jenen gehört, die den Kurs der Bush-Administration öffentlich kritisieren. Als die US-Regierung den Überfall auf den Irak mit der Behauptung zu rechtfertigen versuchte, die USA werden von dessen Massenvernichtungswaffen bedroht, veröffentlichte Carter einen Artikel, in dem er eindeutig feststellte, es "gibt gegenwärtig keine Bedrohung der Vereinigten Staaten durch Bagdad." Vielmehr "versucht eine Gruppe von Konservativen, lang gehegte Ambitionen unter dem Deckmantel des Krieges gegen den Terrorismus zu verfolgen." 50)
So erfreulich die Tatsache ist, daß die den Weltfrieden bedrohende Politik der Bush-Administration weltweit - und vor allem auch in den USA - einer prinzipiellen Kritik unterzogen wird, darf ihre Massenwirkung auf keinen Fall überschätzt werden. Trotz aller bisher entlarvten Rechtfertigungen imperialistischer Kriege, hat das in keinem einzigen Fall zum Sturz oder zur Abwahl der betreffenden Regierungen geführt. Die Erfahrungen besagen, daß imperialistische Regierungen nach wie vor über alle ideologischen und medialen Möglichkeiten verfügen, um - zumindest kurzfristig - eine hinreichende Kriegsbereitschaft der Mehrheit der Bevölkerungen in von ihnen beherrschten Staaten zu erreichen. Und das besonders, wenn die von ihnen inszenierten Kriege von Berufsarmeen und weit weg vom Lebensraum dieser Bevölkerungen geführt werden. 
Wenn schließlich auf lange Frist eine diffuse Bedrohung - etwa durch Terrorismus - suggeriert wird, können dann gegen diese scheinbare Bedrohung gerichtete Interventionskriege immer wieder massenwirksam gerechtfertigt werden. 
Andererseits haben die weltweiten Massendemonstrationen gegen den Irakkrieg gezeigt, daß die Entlarvung der Kriegsvorbereitung und wahren Kriegsziele der USA keineswegs erfolglos war. Nüchtern betrachtet, bedarf es jedoch noch längere Zeit größerer Anstrengungen aller Friedenskräfte, um national und international jene Gegenöffentlichkeit herzustellen, die stark genug ist, keinen imperialistischen Krieg mehr zuzulassen.
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